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10. Gemeinderatssitzung 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
aufgenommen am 10.03.2011 um 18.30 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes Rosenau am Hengstpaß 
über die öffentliche  Gemeinderatssitzung. 
 
Anwesende: 
Bürgermeister Peter Auerbach  
 
die Gemeinderatsmitglieder: 
Vizebgm. DI Marietta Metzker  
Gottlieb Gösweiner  
Maria Benedetter 
Wolfgang Eibl  
Wolfgang Benedetter  
Ing. Harald Humpl 
Leopoldine Sanglhuber 
Manuela Antensteiner 
Annigret Pachner 
 
entschuldigt: 
Daniela Auerbach 
Ing. Anton Santner 
Ing. Jürgen Steinbichler 
 
erschienene Ersatzmitglieder: 
Gerhard Steinhäusler 
Mario Rippel 
Daniel Huemer 
 
Schriftführer: Adolf Sölkner  
 
Zuhörer: Stefan Reiter 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden und eröffnet die von ihm einberufene Gemeinderatssitzung. Er 
stellt fest, dass laut vorliegendem Zustellnachweis alle Gemeinderatsmitglieder rechtzeitig und unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung nachweislich geladen wurden. Die Gemeinderatssitzung wurde mit 
Tagesordnung am 18. Februar 2011 an der Gemeindeamtstafel kundgemacht. 
Der erschienene Gemeinderat zählt 13 Mitglieder und die Beschlussfähigkeit ist gegeben. Er bedankt sich 
nochmals dafür, dass die Sitzung wegen seiner Erkrankung um eine Woche auf 10. März 2011 verschoben 
werden konnte. 
Weiters gibt der Vorsitzende bekannt, dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom  
14. Dezember 2010 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht 
aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum 
Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Der Vorsitzende stellt die Frage, ob gegen 
die Tagesordnung ein Einwand besteht.  
Nachdem keine Einwände gegen die Tagesordnung eingebracht werden, geht der Bürgermeister zur 
Tagesordnung über. 
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T a g e s o r d n u n g 

 
1. Prüfbericht des Prüfungsausschuss vom 17.02.2011, Vorlage im Gemeinderat 
2. RECHNUNGSABSCHLUSS 2010, Beratung und Beschlussfassung 
3. Berufungsentscheidung, Hermann Minichmayr, Zl.: Bau-1-D.57/2010, Vorschreibung 

Verkehrsflächenbeitrag 
4. Blumenschmuckaktion, Beratung und Beschlussfassung 
5. Überarbeitung der Tarife  für den Fahrzeug- und Geräteverleih sowie der Stundensätze für 

Gemeindebauhofmitarbeiter 
6. Interessentenbeitrag – Verpflichtungserklärung Baumaßnahmen 2011 der Wildbach- und 

Lawinenverbauung, flächenwirtschaftliches Projekt 1987 PITSCHSTEIN, Beratung und 
Beschlussfassung 

7. Interessentenbeitrag – Verpflichtungserklärung Baumaßnahmen 2011 der Wildbach- und 
Lawinenverbauung, generelles Projekt 1995 DAMBACH, Beratung und Beschlussfassung 

8. Grundsatzbeschlussfassung zur Erweiterung des Nahwärmeversorgungsnetzes bis zum 
Amtsgebäude 

9. Vereinbarung mit der Bundesbeschaffung GmbH (kurz „BBG“) über eine Zusammenarbeit im 
Bereich der Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen nach dem BVergG 2006, Beratung 
und Beschlussfassung 

10. Grundsatzbeschlussfassung zur Sanierung der Sanitäranlagen im Volksschulgebäude 
11. Grundsatzbeschlussfassung für die Sanierung des Amtsgebäudes Rosenau Nr. 120 
12. Grundsatzbeschlussfassung für den Ankauf eines Kommunalfahrzeuges, zweier 

Aufsatzstreugeräte und eines Schneepfluges 
13. Besamungszuschuss – Wiedereinführung, Beratung und Beschlussfassung 
14. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
15. Bericht des Bürgermeisters 
16. Allfälliges 
 
Beschlüsse: 
1. Prüfbericht des Prüfungsausschuss vom 17.02.2011, Vorlage im Gemeinderat 
Bgm. Auerbach trägt den Prüfbericht des Prüfungsausschusses vom 17.02.2011 vollinhaltlich vor. 

 
B e r i c h t 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
über die Prüfung der Gemeindegebarung der Gemeinde Rosenau/Hengstpaß durch den Prüfungsausschuss der Gemeinde 
Rosenau/Hengstpaß am 17.02.2011 gemäß § 91 der Oö. Gemeindeordnung 1990. 
 
Ort der Prüfung: Gemeindeamt Rosenau 
Beginn der Prüfung: 18.00 Uhr 
Anwesende: 
  Obmann  Ing. Jürgen Steinbichler 
  Obmann-Stv. Gottlieb Gösweiner 
  Mitglied  Elfriede Steinhäusler 
 
 

Tagesordnung 
Belegprüfung über den Zeitraum November bis Dezember 2010 
Beratung Rechnungsabschluss 2010 
Allfälliges 
 
Prüfungsergebnis: 
1. Belegprüfung über den Zeitraum November bis Dezember 2010 
Die Belege über den Zeitraum November und Dezember 2010 wurden von den Prüfungsausschussmitgliedern eingehend 
überprüft. Sie stellten einstimmig fest, dass die Ausgaben in Punkto Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit für in Ordnung befunden 
werden. 
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2. Beratung Rechnungsabschluss 2010 
An Hand der vorhandenen Unterlagen über den Rechnungsabschluss 2010 erläutert der Gemeindebuchhalter Peter Feßl die 
wesentlichen Differenzen zum Nachtragsvoranschlag 2010. Der prognostizierte Fehlbetrag von € 434.000,-- wurde um  
ca. € 8.000,-- überschritten. Hauptgrund dafür war die Erhöhung des Beitrages zum Sozialhilfeverband Kirchdorf/Krems. Es 
wurden die einzelnen Über- und Unterschreitungen  über dem Limit von € 1.000,-- erläutert und diskutiert und in Ordnung 
befunden. Die Schuldenrechnung wurde ebenfalls durchgegangen und ebenfalls bestätigt. 
 
Außerordentlicher Voranschlag:  
Der  prämilimierte Fehlbetrag in  Höhe von € 16.400,00 konnte nicht ganz eingehalten werden.  Ursache dafür sind die 
Nichteinhaltung von versprochenen Darlehenszusagen, welche erst im Jahr 2011 flüssig gemacht werden konnten bzw. noch 
werden. Die Abweichungen der Projekte im ausserordentlichen Haushalt wurden im Einzelnen besprochen und die Bedeckung 
der Abgänge und die Verwendung der Überschüsse erläutert. Auch hier wurde einstimmig der Abwicklung der Projekte 
zugestimmt. 
 
3. Allfälliges 
Zum Tagesordnungspunkt Allfälliges gab es keine Wortmeldungen. 
 
Ende der Prüfung  20.00:   Uhr 
 
Ing. Jürgen Steinbichler 
Obmann     ________________________ 
 
Gottlieb Gösweiner 
Obmann-Stv.    ________________________ 
 
Elfriede Steinhäusler 
Mitglied     ________________________ 
 
Vorstehender Bericht wurde im Sinne des § 91 Abs. 4 der O.ö. Gemeindeordnung 1990 dem Bürgermeister vorgelegt. 
 

Rosenau, 18.02.2011  
der Bürgermeister: 

 
Die Gemeinderatsmitglieder nehmen den Prüfbericht ohne Kommentare zur Kenntnis. 
 
2. RECHNUNGSABSCHLUSS 2010, Beratung und Beschlussfassung 
Zusätzlich zum Prüfbericht informiert der Bürgermeister auszugsweise mit Zahlen aus dem seit dem 
17.02.2011 kundgemachten Entwurf zum Rechnungsabschluss 2010. Dies betrifft die Gesamtausgaben 
und Gesamteinnahmen des ordentlichen Haushaltes. Die Gruppenzusammenstellung des Ordentlichen und 
Außerordentlichen Haushaltes sowie die Abweichungen zum Voranschlag 2010 wurden noch vor 
Sitzungsbeginn vom Amtsleiter vervielfältigt und an die Gemeinderatsmitglieder ausgeteilt. 
 
Einnahmen 

KZ Gruppe NVA 2010 € RA-Betrag (Soll) € 
0 Vertretungskörper der allg. Verwaltung 29.300,00 28.676,34 
1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 12.900,00 14.525,11 
2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 78.600,00 79.099,03 
3 Kunst, Kultur und Kultus 4.300,00 4.250,00 
4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 5.300,00 5.331,00 
5 Gesundheit 4.600,00 4.633,00 
6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 197.600,00 191.296,10 
7 Wirtschaftsförderung 1.400,00 1.393,01 
8 Dienstleistungen 256.000,00 245.575,58 
9 Finanzwirtschaft 1.076.200,00 1.082.911,65 

 Summe der Jahreseinnahmen 0 - 9 1.666.200,00 1.657.690,82 
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Ausgaben 

KZ Gruppe NVA 2010 RA-Betrag (Soll) € 
0 Vertretungskörper der allg. Verwaltung 335.200,00 331.951,11 
1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 37.000,00 37.509,89 
2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 251.900,00 251.056,34 
3 Kunst, Kultur und Kultus 14.300,00 17.422,93 
4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 187.500,00 198.755,02 
5 Gesundheit 152.800,00 152.548,94 
6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 235.600,00 236.344,33 
7 Wirtschaftsförderung 23.700,00 24.253,93 
8 Dienstleistungen 394.400,00 392.895,25 
9 Finanzwirtschaft 467.800,00 456.806,51 

 Summe der Jahreseinnahmen 0 - 9 2.100.200,00 2.099.544,25 
Sollfehlbetrag 2010 434.000,00 441.853,43 
 
Die Summen der einzelnen außerordentlichen Vorhaben sind ebenfalls in den ausgeteilten Unterlagen 
ersichtlich: 
 
Vorhaben Einnahmen in Euro Ausgaben in Euro Überschuss/Abgang € 
Löschwasserbehälter  
Zeitschenalmsiedlung 

4.703,68 43,68 , 

Kindergartenumbau 16.800,00 3.814,75  
Beschneiungsanlage Loipe, Rollerbahn 16.100,00 16.100,00  
Parkplätze Hengstpaß 5.000,00  -658,95 
Lagerhalle für Gemeindebauhof 1.000,00  -3.312,60 
Ankauf Sichelmähwerk  10.000,00 10.000,00  
Dambachverbauung 22.000,00 6.820,50 2.699,60 
Forststraße Preblerboden 4.931,45 1.384,25 3.157,61 
Kommunales Energiekonzept  8.126,90 -8.126,90 
Tour. Freizeiteinrichtungen Wurbauerk. 321.500,00 321.500,00  
Betriebsumsiedelung Petroczy   3.144,76 
Straßenbeleuchtung Erweiterung 13.000,00 19.229,98 -27.448,11 
WVA Dirngraben 5.615,57 21.833,34 -18.053,62 
ABA Dirngraben 5.395,09 5.422,21 2.690,78 
ABA Giemelsberg  1.132,66 49.726,89 
ABA Wurbauerkogel 27.178,50 22.026,90 1.501,60 
Garagengebäude Nr. 123   -2.600,00 
Biomassenahwärmeversorgungsanlage 172.390,54 166.221,35 -26.180,71 
GESAMT 625.614,83 603.656,52 -23.459,65 
 
Im außerordentlichen Haushalt betrug der Sollabgang 2010 € 23.459,65. Danach verweist der 
Bürgermeister auf den Nachweis mit den Abweichungen (Beträge von mehr als € 1.000 gegenüber dem 
Nachtragsvoranschlag 2010) und bietet Fragestellungen innerhalb des Gemeinderates an, da mit dem 
Laptop jederzeit Kontoabfragen gemacht werden könnten. Ing. Harald Humpl meint dazu, dass die Zahlen 
ohnehin vorliegen und nicht korrigiert werden können. Außerdem wurde der Rechnungsabschluss vom 
Prüfungsausschuss überprüft. Auch AL Sölkner und Bgm. Auerbach haben den Rechnungsabschluss 
Punkt für Punkt durchgesehen. Dabei sind keine Fehler bzw. Beanstandungen festgestellt worden. Der 
einzige Punkt, der kurz erwähnt wird, ist die Korrektur der Sozialhilfeverbandsumlage im Zuge der 
Nachtragsvoranschlagerstellung. Falscherweise wurde mit dem Nachtragsvoranschlag die Kürzung der 
SHV-Umlage von € 187.400 auf € 176.400 vorgenommen, da die monatlichen Raten bis Dezember einen 
niedrigeren Betrag ergeben hätte. Im Dezember wurde aber dann doch die Nachzahlung für das laufende 
Finanzjahr abgebucht. Auf die neuerliche Anfrage von Harald Humpl kann Bürgermeister Auerbach 
antworten, dass im Voranschlag 2011 der im Voranschlagserlass bekannt gegebene Betrag für die SHV-
Umlage vorgesehen wurde. Da es keine Anfragen mehr zum Rechnungsabschluss 2010 gibt, beantragt der 
Bürgermeister die Beschlussfassung des vorliegenden Rechnungsabschlussentwurfes für das Finanzjahr 
2010. Seinem Antrag stimmen die Gemeinderatsmitglieder einstimmig mit einem Handzeichen zu. 
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3. Berufungsentscheidung, Hermann Minichmayr, Zl.: Bau-1-D.57/2010, Vorschreibung 
Verkehrsflächenbeitrag 
Aufgrund der Tatsache, dass Bgm. Auerbach den ursprünglichen Bescheid über den 
Verkehrsflächenbeitrag für das Anwesen Dambach 57 erstellt hat, erklärt er sich in dieser Angelegenheit 
für befangen und übergibt den Vorsitz zu diesem Tagesordnungspunkt Vizebgm. DI Marietta Metzker. Sie 
liest zunächst die Berufung von Herrn Minichmayr vom 30.11.2010 vor, erläutert den ursprünglichen 
Bescheid vom 17.11.2010 an Herrn Hermann Minichmayr und führt die Gründe und Gegenargumente für 
die Ablehnung der Berufung durch den Gemeinderat an.  
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Zum Ersten konnte Herr Minichmayr bezahlte Leistungen zur Errichtung des ursprünglichen Privatweges 
nicht beweisen bzw. glaubhaft machen. Noch dazu wurde das Anwesen Dambach 57 von Herrn 
Minichmayr erst später ersteigert als er Angaben über bezahlte Leistungen zur Straße angeführt hat. Auch 
der Errichter der damaligen Privatstraße bestreitet, dass jemals für den Bau der Straße vom Berufer 
Minichmayr für die Liegenschaft Dambach 57 Leistungen erfolgten. Die Ausgaben, die Herr Minichmayr 
für die Straße aufgewendet hat, betreffen lediglich sein privates Zufahrtsstück der Straße. Wie in den 
Erläuterungen zu § 19 Oö. Bau 1994 unter Abs. 3 angeführt, ist es nicht erforderlich, dass das Gebäude 
(der Bauplatz) unmittelbar an die öffentliche Verkehrsfläche angrenzt. Der Anschluss an das öffentliche 
Verkehrsnetz liegt auch dann vor, wenn der Anschluss an das öffentliche Verkehrsnetz über einen 
Privatweg oder über ein grundbücherlich sichergestelltes Geh- und Fahrtrecht erfolgt. Demnach ist das 
erste Berufungsargument des Herrn Minichmayr abzulehnen. Was die Vorleistungen betrifft, kann Herr 
Minichmayr diese weder belegen noch glaubhaft machen. Vizebgm. DI Marietta Metzker beantragt daher 
die Beschlussfassung im Gemeinderat, die Berufung des Herrn Minichmayr vom 30.11.2010 abzulehnen 
und den Bescheid über den Verkehrsflächenbeitrag für das Anwesen Dambach 57 von Bgm. Auerbach 
vom 17. November 2010 zu bestätigen. Ihrem Antrag stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem 
Zeichen der Hand zu. Danach gibt Frau Vizebgm. Metzker den Vorsitz wieder zurück an Bgm. Auerbach. 
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4. Blumenschmuckaktion, Beratung und Beschlussfassung 
Zunächst erläutert Bgm. Auerbach, dass über die Blumenschmuckaktion seit 1995 20 % der 
Einkaufssumme für Balkon und Fensterblumen gefördert wurden. Mit eine neuerlichen Beschlussfassung 
im Gemeinderat am 15.12.1999 wurde die Aktion auf 10 % der Einkaufsumme reduziert.  
Die Blumenschmuckaktion wurde seit dem Jahre 1995 mit 20 % gefördert. Aufgrund der Tatsache, dass der Abgang im Ord. 
Haushalt jährlich nicht gering ist und der Vergleich mit den umliegenden Gemeinden (10 % Beihilfe), soll im Sinne des 
Spargedankens eine Verminderung der Förderung von 20 % auf 10 % angestrebt werden. 
Der Antrag des Bürgermeisters wir mit Handerheben einstimmig beschlossen, für die Blumenschmuckaktion ab dem Jahre 
2000 die Beihilfe auf 10 % zu reduzieren. 
 
Bgm. Auerbach war der Ansicht, die Blumenschmuckaktion wieder einmal im Gemeinderat zu 
diskutieren, da es immer wieder vorkommt, dass zwar offiziell Balkonblumen mit der Unterstützung der 
Gemeinde gekauft werden, aber dann kein Blumenschmuck oder vielleicht nicht in diesem Wert vor den 
Fenstern bzw. am Balkon angebracht sind. Um diesen Betrug zu verhindern, sollte die 
Blumenschmuckaktion grundsätzlich diskutiert werden. Den 15-Euro-Erlass belastet die Aktion 
durchschnittlich mit ca. € 500 jährlich. Bei der Budgeterstellung wurde die Blumenschmuckaktion zwar 
nicht mehr berücksichtigt, jedoch könne diese im Nachtragsvoranschlag wieder nachgetragen werden, 
wenn dies der Gemeinderat wünscht. In der Fraktionssitzung des SPÖ wurde in dieser Angelegenheit 
dahin beraten, die Blumenschmuckaktion über 10 % der Kaufsumme beizubehalten, die Blumenhändler 
bei denen diese Aktion jedoch gilt auf ein paar regionale Anbieter und v.a. die Aktion zeitlich bis zum 15. 
Juni eines jeden Jahres zu begrenzen. Auch die ÖVP-Fraktion ist lt. Herrn Ing. Humpl für die 
Beibehaltung der Blumenschmuckaktion. Definitiv sollte die Aktion nur für Fenster- und Balkonblumen 
gelten und auf einen bestimmten Zeitraum begrenzt werden. Im Beschluss sollten daher sämtliche 
Blumenhändler, bei denen die Aktion gültig ist, angeführt werden. Auch eine Bestrafung bei Missbrauch 
sollte angedroht werden. Herr Humpl meint, dass dies im Gemeinderundschreiben klar kundgegeben 
werden sollte. Abschließen beantragt der Bürgermeister den Beschluss für die Blumenschmuckaktion neu 
zu formulieren und wie folgt zu beschließen. 
Die Blumenschmuckaktion der Gemeinde Rosenau/Hengstpaß wird mit 10 % der Einkaufssumme 
nur für Fenster- und Balkonblumen bis auf weiteres beibehalten. Die 10%ige Unterstützung durch 
die Gemeinde wird nur bei einem Einkauf der Fenster- und Balkonblumen bei folgenden 
Blumengeschäften gewährt: 

• Rosenauer Laden 
• Blumen Landl in Spital am Pyhrn oder Windischgarsten 
• Blumen Kuttner in Windischgarsten 
• Lagerhaus Roßleithen 
• A&A Blumen in Windischgarsten 
• Peter Haslhofer in St. Pankraz 

Die 10%ige Unterstützung durch die Gemeinde wird nur für Rechnungen der angeführten 
Geschäfte bis zum 15. Juni eines jeden Jahres gewährt. Für später angekaufte Fenster- bzw. 
Balkonblumen kann keine Unterstützung der Gemeinde gewährt werden. 
Die angeführten Geschäfte werden durch das Gemeindeamt angeschrieben und auf die strengeren 
Kriterien nochmals hingewiesen.  
 
5. Überarbeitung der Tarife  für den Fahrzeug- und Geräteverleih sowie der Stundensätze für 
Gemeindebauhofmitarbeiter 
Bgm. Auerbach erläutert, dass sich bei der Rechnungsabschlusserstellung für das Finanzjahr 2010 
herausgestellt hat, dass der für die Gemeindebauhofarbeiter verrechnete Stunden- bzw. Vergütungssatz 
mit € 25,-- etwas zu gering ist. Bei 2 der 3 Bauhofmitarbeiter müsste der Stundensatz über € 28,-- bei 
einem auf € 26,-- angehoben werden. Da der verrechnete Stundensatz von € 25,-- sowohl bei den 
Bauhofvergütungen als auch beim Verleih der Arbeiter an Dritte nun schon seit mehreren Jahren mit € 
25,-- berechnet wird, ist eine Erhöhung der Sätze vorzunehmen. Die SPÖ-Fraktion hat dazu anlässlich der 
Fraktionssitzung vereinbart, eine Erhöhung des Stundensatzes auf € 28,-- vorzunehmen und schlägt diese 
Erhöhung zur Beratung im Gemeinderat vor. Ing. Harald Humpl ist der Ansicht, dass auch die Erhöhung 
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auf € 28,-- viel zu gering bemessen ist. Tatsächlich koste der Gemeinde ein Bauhofmitarbeiter je Stunde 
um einiges mehr. Über Lohnkostenrechner, die man sich im Internet runterladen kann, hat er die 
Stundensätze für jeweils Brutto € 2.000,--, € 2.500,-- und € 3.000,-- Monatslohn ermittelt. Dabei käme er 
zu einem Stundensatz von € 27,63, € 34,-- und € 41,--. Dabei sind aber noch keine Fixkosten, wie 
Verwaltungskosten inkludiert. Betriebswirtschaftlich betrachtet, erachtet er den vorgeschlagenen 
Stundensatz über € 28,-- im Vergleich mit anderen Facharbeiterstunden viel zu gering bemessen. Bgm. 
Auerbach hat Verständnis für eine betriebswirtschaftliche Betrachtung der Stundensätze, fügt aber hinzu, 
dass die zu erhöhenden Sätze hauptsächlich für die Vergütung der Bauhofleistungen auf den einzelnen 
Kostenstellen der Gemeinde anzuwenden sind, eine Verleihung der Arbeiter an Dritte kommt in der 
Gemeinde nur sehr selten vor. Es sollte daher kein Vergleich mit Stundensätzen von Facharbeitern bei der 
Inanspruchnahme von Dienstleistungen diverser Gewerbebetriebe vorgenommen werden. Außerdem weist 
er darauf hin, dass die Verrechnung und Buchhaltung in öffentlichen Ämtern, wie der Gemeinde, in 
kameralistischer Denkweise und nicht nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgt. Mit zu 
hohen Stundensätzen erhöht man sich zwangsweise die Kosten für Eigenleistungen auf den einzelnen 
Kostenstellen selbst, was nicht zielführend erscheint. Auch die umliegenden Regionsgemeinden liegen 
beim Stundensatz für Bauhofmitarbeiter zwischen € 25,-- und € 28,--. Eine derart große Unterschreitung 
eines Bezirksdurchschnittes wäre von den Prüfern der Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems längst 
kritisiert worden. Außerdem gibt es für die Verrechnung des Winterdienstes auf Privatwegen ohnehin 
eigene Sätze mit € 1,-- für den Traktor samt Arbeiter und € 0,50 für den Gehsteigtraktor samt Arbeiter. 
Weiters fügt Bgm. Auerbach hinzu, dass die Erhöhung von derzeit € 25,-- nicht von einem Jahr aufs 
andere um € 15 auf € 40 vorgenommen werden sollte, auch wenn dies, betriebswirtschaftlich betrachtet, 
notwendig wäre. Heute sollte zunächst mal die Erhöhung auf € 28,-- vollzogen werden. Nach einer langen 
Diskussion um die Erhöhung der Stundensätze beantragt schließlich Bgm. Auerbach die Anhebung der 
Stundensätze für Gemeindebauhofmitarbeiter sowohl für die Verrechnung der Vergütungen als auch beim 
Verleih der Arbeiter an Dritte auf € 28,-- anzuheben. Die Sätze für Maschinen und Fahrzeuge werden in 
einer eigenen Sitzung angepasst und werden aufgrund der heutigen Erhöhung nicht angeglichen. Dabei 
müssten auch der stetig steigenden Dieselpreis berücksichtigt werden. Sein Antrag, den Stundensatz für 
die Gemeindebauhofmitarbeiter sowohl für die Verrechnung der Vergütungen als auch beim Verleih der 
Arbeiter an Dritte auf € 28,-- ab 01.01.2011 anzuheben, wird von den Gemeinderatsmitgliedern 
einstimmig durch ein Zeichen mit der Hand bestätigt. 
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6. Interessentenbeitrag – Verpflichtungserklärung Baumaßnahmen 2011 der Wildbach- und 
Lawinenverbauung, flächenwirtschaftliches Projekt 1987 PITSCHSTEIN, Beratung und 
Beschlussfassung 
Bgm. Auerbach erläutert, dass die Wildbach und Lawinenverbauung Gebietsbauleitung Steyr-Enns-Gebiet 
die Interessentenbeitrags-Verpflichtungserklärung für Baumaßnahmen 2011 am PITSCHSTEIN mit dem 
Ersuchen um Beschlussfassung im Gemeinderat und Unterzeichnung übermittelt hat. Er liest die 
Verpflichtungserklärung vor und bittet die Gemeinderatsmitglieder um deren Zustimmung. 
 

 
 
Die Gemeinderatsmitglieder nehmen den 1-prozentigen Interessentenbeitrag in der geschätzten Höhe von 
€ 550,-- für die geplanten Maßnahmen zur Kenntnis und stimmen der Unterzeichnung der Erklärung mit 
einem Zeichen der Hand einstimmig zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 - 242 - 
7. Interessentenbeitrag – Verpflichtungserklärung Baumaßnahmen 2011 der Wildbach- und 
Lawinenverbauung, generelles Projekt 1995 DAMBACH, Beratung und Beschlussfassung 
Auch für die Baumaßnahmen 2011 zum generellen Projekt 1995 DAMBACH liegt die 
Verpflichtungserklärung der Wildbach- und Lawinenverbauung, Gebietsbauleitung STEYR-ENNS-Gebiet 
zur Beschlussfassung vor. 
 

 
 
Auch diese wird nach Kenntnisnahme des 5,5-prozentigen Interessentenbeitrags in der Höhe von € 1.650 
von allen Gemeinderatsmitgliedern mit einem Handzeichen bestätigt. 
 
8. Grundsatzbeschlussfassung zur Erweiterung des Nahwärmeversorgungsnetzes bis zum 
Amtsgebäude 
Bgm. Auerbach informiert über das Anliegen der STYRIA Wohnungsgenossenschaft an das 
Nahwärmenetz anzuschließen, weil deren Heizungsteuerung defekt ist und die Genossenschaft damit 
rechnet, dass sie die Heizung vor dem kommenden Winter erneuern müssen. Aus diesem Grund 
beabsichtigt die Gemeinde schon im Jahr 2011 die geplante Verlängerung des Leitungsnetzes bis zum 
Amtsgebäude auszubauen. Die Gelegenheit 24 Wohnungen anschließen zu können, sollte sich die 
Gemeinde nicht entgehen lassen. Nicht nur dass damit die Schlagkraft bzw. Rentabilität der ganzen 
Anlage um einiges verbessert werden könnte, man muss auch bedenken, dass bei einem Einbau einer 
neuen Heizung ins Wohngebäude, die Absicht eines Nahwärmeanschlusses in weite Ferne rücken würde. 
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Aus diesem Grund möchte Bgm. Auerbach zumindest den Grundsatzbeschluss im Gemeinderat für die 
Verlängerung bis zum Amtsgebäude in der heutigen Sitzung erwirken. Ing. Harald Humpl betrachtet die 
Absicht, das Leitungsnetz auszubauen, grundsätzlich sehr positiv. Er möchte jedoch als 
Entscheidungsgrundlage Zahlen und Fakten des bestehenden Nahwärmeversorgungsbetriebes auf den 
Tisch haben. Bgm. Auerbach weiß, dass mit Jahresende wiederum die Zählerstände abgelesen wurden. 
Für die Heizkostenberechnungen der Periode 2010-2011 ist AL Sölkner gerade dabei, den Wärmepreis 
(Arbeitspreis, Messpreis, Grundpreis) lt. der Indexsicherungsklausel in den Wärmelieferverträgen zu 
ermitteln. Eine Gegenüberstellung EINNAHMEN : KOSTEN könnte danach vorgenommen werden.  
Einem Grundsatzbeschluss zur Erweiterung kann er bereits heute zustimmen. Bei einer der nächsten 
Gemeinderatssitzungen bzw. im zuständigen Ausschuss sollte jedoch ein Einnahmen-Kosten-Vergleich 
vorgenommen werden. Auch der Bürgermeister möchte mit Zahlen und Fakten eine 
Wirtschaftlichkeitskontrolle der Nahwärmeversorgungsanlage vornehmen. Für heute beantragt er im 
Kreise des Gemeinderates die grundsätzliche Beschlussfassung, das Nahwärmeleitungsnetz bis zum 
Amtsgebäude auszubauen. Selbstverständlich wird man bezüglich möglicher Anschlüsse zwischen dem 
bestehenden Leitungsnetz beim Rosenauer Laden und dem Amtsgebäude mit den Hauseigentümern 
(Sulzbacher Johann, Briendl Margarethe, Mayr Hubert, Wilz Margrit, Mandlbauer Gottfried, Sparkasse) 
Kontakt aufnehmen. Aber auch jene Objekteigentümer, die entlang der ersten Ausbaustufe sind und noch 
keinen Nahwärmeanschluss haben, werden wiederum zwecks eines solchen befragt. Seinem Antrag 
stimmen alle Gemeinderatsmitglieder mit einem Zeichen der Hand zu. 
 
9. Vereinbarung mit der Bundesbeschaffung GmbH (kurz „BBG“) über eine Zusammenarbeit im 
Bereich der Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen nach dem BVergG 2006, Beratung und 
Beschlussfassung 
Bereits zum 2. Mal hat man die Vereinbarung mit der Bundesbeschaffung GmbH (kurz BBG) über eine 
Zusammenarbeit im Bereich der Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen nach dem BVergG 2006 
auf der Tagesordnung des Gemeinderates. Beim 1. Mal wurde die Vereinbarung abgelehnt, da man zum 
Ersten keinen Grund dazu hatte bzw. keine Anschaffung nach dem BVergG 2006 vorgesehen war. 
Außerdem war nicht ganz klar, ob dann jede Anschaffung über die BBG gemacht werden muss und man 
womöglich regionale, einheimische Firmen nicht mehr berücksichtigt werden können. Für den Abschluss 
der Vereinbarung jetzt, liegt als Hauptgrund die Anschaffung eines neuen Kommunaltraktors anstelle des 
FENDT-Traktors und des UNIMOGS vor. Die Vorteile, einen STEYR-TRAKTOR ohne eine nochmalige 
Ausschreibung nach dem BVergG machen zu müssen,  bekommt die Gemeinde nur, wenn Sie die 
Vereinbarung mit der BBG abschließt. Diese hat über eine Ausschreibung nach dem BVergG mit der Fa. 
STEYR bereits günstige Bedingungen ausgehandelt. Die Gemeinde hat außerdem inzwischen von der 
BBG erfahren, dass auch weiterhin Anschaffungen, die nicht in das BVergG fallen, ohnehin weiterhin mit 
den regionalen und bekannten Firmen gemacht werden können. Auch die zu vereinbarenden Rechte, im 
Kundenweb Informationen zu erfahren und im e-Shop der BBG, Bestellungen vornehmen zu können, 
erreicht die Gemeinde nur über den Abschluss der vorliegenden Vereinbarung. Bgm. Auerbach weist auch 
vor der Vorlesung der Vereinbarung darauf hin, dass der Ankauf des Kommunaltraktors von der 
Gemeinde nach dem BVergG ausgeschrieben werden müsste, falls die Vereinbarung mit der BBG keine 
Zustimmung im Gemeinderat finden sollte. Danach liest er den Vereinbarungsentwurf mit der BBG vor 
und beantragt dessen Beschlussfassung: 
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Auch die Unterlagen über die Jahresgebühr für den Zugang zum Kundenweg und zum e-Shop als auch ein 
Preisblatt für „Projekte im besonderen Auftrag“ liest der Bürgermeister vor: 
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Er informiert zusätzlich, dass die BBG über Ausschreibungen Preise ausverhandelt hat, die eine Gemeinde 
nie erreichen würde. Gerade bei den STEYR-Traktoren sind die erzielten Preisvorteile enorm. Generell für 
alle Waren, egal welchem Sektor diese zuzuordnen sind, spricht die BBG von einem Preisvorteil von ca. 
25 %, wenn man über die BBG einkauft. Bgm. Auerbach denkt dabei auch schon an Anschaffungen für 
die Nahwärmeversorgung oder für die Kanalinstandhaltung. Vizebgm. DI Marietta Metzker fügt das 
Argument der Rechtssicherheit hinzu. Waren, die über die BBG angekauft wurden sind auf jeden Fall 
richtig gemäß dem Bundesvergabegesetz angekauft worden. Eine entsprechende Rechtssicherheit nach 
dem Vergaberecht ist somit automatisch gegeben. Sie erwähnt auch die günstig erscheinenden Gebühren 
für die Benutzerlizenzen zum Kundenweb und zum e-Shop mit € 180,-- brutto je Nutzerlizenz. Zusätzlich 
sind für Einzelprojekte kostendeckende, vom Bundesministerium für Finanzen genehmigte Entgelte in der 
Höhe von € 117,70 exkl. USt. für Projekteinkauf (Projektmanager), € 125,40 exkl. USt. für Recht (Jurist) 
und € 66,-- exkl. USt. für Projektadministration je Stunde zu leisten. 
Ing. Harald Humpl fügt hinzu, dass seiner Ansicht nach zwar von einheimischen Betrieben weiterhin 
Produkte angekauft werden können, aber durch die ausverhandelten Preise der BBG die einheimischen 
Betriebe nichts mehr von einem Vertragsabschluss haben. Er weiß dies von einer Autofirma. Bgm. 
Auerbach korrigiert. Er weiß von Annigret Rußner, dass die Fa. Rußner trotz des niedrigen Preises vom 
Geschäft sehr wohl profitiert. Zwar ist der Aufschlag nicht soviel wie bei einem Verkauf durch sie selbst, 
aber dennoch erreicht sie eine Provision. Weiters fragt Herr Humpl nach, ob über die BBG die 
Vorsteuerabzugsfähigkeit erreicht wird. AL Sölkner teilt mit, dass die BBG mit umsatzsteuerrechtlichen 
Richtlinien nichts zu tun hat. Herr Eibl bestätigt, dass der Preisvorteil über die BBG gegenüber dem 
Listenpreis bei 20 bis 25 % liegt.  
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Abschließend beantragt Bgm. Auerbach, der Bundesbeschaffung GmbH (BBG) beizutreten und die 
vorgetragene Vereinbarung mit der BBG zu beschließen. Seinem Antrag stimmen die 
Gemeinderatsmitglieder einstimmig mit einem Handzeichen zu. 
 
10. Grundsatzbeschlussfassung zur Sanierung der Sanitäranlagen im Volksschulgebäude 
Vorerst teilt Bgm. Auerbach mit, dass für die Sanierung der Sanitäranlagen in der Volkschule im Sommer 
des Vorjahres 2 Landesbeamte vor Ort waren und die Notwendigkeit der Sanierung feststellten. Seit 
damals kämpft die Gemeinde um die Finanzierung der Sanierung bei der Bildungsabteilung und der 
Gemeindeabteilung des Landes Oö. Bei der Vorsprache beim LHStv. Josef Ackerl am 25.01.2011 stellte 
dieser fest, dass von der Schulabteilung mehr als 20 % an Förderung kommen muss. Deshalb bat man 
auch LR Mag. Doris Hummer, verantwortliche Landesrätin für Schulangelegenheiten, um einen 
Vorsprachetermin. Dieser fand nun am 18. Februar 2011 statt. GV Ing. Harald Humpl und AL Sölkner 
begleiteten den Bürgermeister zur Landesrätin. Dabei konnte eine Erhöhung der Förderung zur Sanierung 
der Sanitäranlagen auf 30 % der tatsächlichen Kosten erreicht werden. Allerdings wurde seitens Mag. 
Hummer eine Absprache mit der Gemeindeabteilung versprochen, in der über die verbleibenden 70 % der 
Kosten eine Vereinbarung zu einem Finanzierungsplan gebildet werden sollte. Bis heute gibt es zwischen 
der Gemeindeabteilung (Josef Ackerl) und der Schulabteilung (Mag. Doris Hummer) aber noch keine 
Vereinbarung. Mag. Doris Hummer wies darauf hin, dass die Gebäudeangelegenheiten einer Schule in die 
Pflichten und Kompetenzen der Gemeinde fallen und deshalb von der Schulabteilung nur eine Förderung 
gewährt werden kann. Der Hauptanteil müsse von der Gemeinde selbst bzw. von der Direktion Inneres 
und Kommunales getragen werden. Bgm. Auerbach wird in dieser Angelegenheit weiterhin am Ball 
bleiben. Für heute möchte er den Grundsatzbeschluss des Gemeinderates zur Durchführung der 
Sanierungsmaßnahmen der Sanitäranlagen in der Volksschule in den Sommerferien 2011 erwirken. Laut 
den Kostenvoranschlägen des Baumeisters Kretschmer und dem Installateur N. Berger umfassen die 
notwendigen Maßnahmen geschätzte Kosten von etwa € 35.000,--. Damit sind mit 30 % Förderung durch 
die Schulabteilung erst € 10.500,-- gesichert. Die beiden Kostenvoranschläge des Baumeisters Kretschmer 
und des Installateurs Berger liest der Bürgermeister zur Information vor. 
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Damit eine zeitgerechte Planung und Vergabe der Sanierungsarbeiten erreicht werden kann, bittet der 
Bürgermeister in der heutigen Gemeinderatssitzung um Zustimmung zur Grundsatzbeschlussfassung für 
die Sanierung der Sanitäranlagen. Seinem Antrag stimmen sämtliche Gemeinderatsmitglieder mit einem 
Zeichen der Hand abschließend zu. 
Alle weiteren Maßnahmen, wie behindertengerechter Zu- und Aufgang, Vergrößerung des Turnsaals, 
Umbau der Garderobe, usw. werden in einem großen Schulsanierungskonzept zusammengefasst und in 
ein paar Jahren über eine Finanzierung durch das Land OÖ vorgesehen.  
 
11. Grundsatzbeschlussfassung für die Sanierung des Amtsgebäudes Rosenau Nr. 120 
Der Bürgermeister erläutert, dass in der letzten Bauausschusssitzung unter anderem auch über das 
Amtsgebäude Rosenau Nr. 120 diskutiert wurde. Da bei der Sanierung im Jahr 2002 lediglich die 
Büroräume im Erdgeschoss innen gedämmt wurden, sollten Überlegungen angestellt werden auch den 
Wohnbereich (1. und 2. Obergeschoss) und den Sitzungssaal bzw. den Dachboden zu sanieren. Da man 
auch plant, das Amtsgebäude eventuell an die Nahwärmeversorgungsanlage anzuschließen und die alte 
Ölheizung zu ersetzen, sollte eine generelle thermische Sanierung des Gebäudes angestrebt werden. Damit 
zunächst der Energieausweis für das Gebäude und ein Sanierungsmaßnahmenvorschlag eines Architekten 
in Auftrag gegeben werden kann, beantragt der Bürgermeister die Grundsatzbeschlussfassung für eine 
Sanierung des Amtsgebäudes innerhalb des Gemeinderates. Da die Notwendigkeit auch von den 
Gemeinderatsmitgliedern erkannt wird (Ölheizung kommt sehr teuer, die Fenster sind alt und nicht dem 
Stand entsprechend, Dachboden muss gedämmt werden, Kellerräume sind feucht), stimmen sie 
einstimmig dem Grundsatzbeschluss, die Sanierung des Amtsgebäudes Rosenau 120 in den Angriff zu 
nehmen, mit einem Zeichen der Hand zu. 
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12. Grundsatzbeschlussfassung für den Ankauf eines Kommunalfahrzeuges, zweier 
Aufsatzstreugeräte und eines Schneepfluges 
Zum Ankauf eines neuen Kommunalfahrzeuges anstelle des UNIMOG und des FENDT haben sich die 
Gemeindebauhofmitarbeiter in Zusammenarbeit mit dem Bürgermeister und dem Amtsleiter Gedanken 
gemacht, wie man Kosten und Zeit bei einer Umstrukturierung einsparen könnte. Dazu wurde ein Konzept 
erstellt, dass man LHStv. Josef Ackerl und der Gemeindeabteilung zu einer Entscheidungsunterstützung 
vorlegte. Dieses Konzept liest der Bürgermeister im Kreise des Gemeinderates vor: 
 

UMSTELLUNG 
von 4 auf 3 BAUHOFFAHRZEUGE für Winterdienst 

 
 
Beschreibung des derzeitigen Zustandes: 
 
Die Gemeinde Rosenau/Hp. hat zur Bewältigung der Aufgaben insgesamt 3 Arbeitskräfte mit vollem Beschäftigungsausmaß 
(40 Stundenwoche) im Gemeindebauhof beschäftigt. Das Straßennetz (Gemeindestraßen und Güterweg) auf dem der 
Winterdienst zu erledigen ist umfasst ca. 25 – 30 km. Für den Güterweg Weissensteiner (Teilabschnitte Mitterbuchriegl, 
Hinterbuchriegl, Weißenstein Haupttrasse und Höllgraben) bedient sich die Gemeinde zur Schneeräumung der Dienste des 
Landwirtes Alois Stummer.  
Bei für unser Gebiet gewöhnlichen Schneefällen (je Winter werden bis zu 9 m Schneefall im Ortsgebiet gemessen) sind alle 3 
Gemeindebauhofmitarbeiter und Herr Stummer gleichzeitig für eine Runde etwa 4 Stunden im Einsatz. 
 
Für die Räumung und Streuung auf schmalen Wegen, Parkplätzen und dem Gehsteig im Ort steht ein RASANT KT 65 seit 
Dezember 2005 zur Verfügung. Gefahren wird das Fahrzeug üblicherweise vom Gemeindebauhofmitarbeiter Gerhard 
Steinhäusler. Im Jahr 2010 musste beim Gehsteigtraktor folgendes repariert werden: 

• RASANT KT65: Kühlerreparatur, Kontaktschalter, Getriebereparatur, Keilriemen für Sichelmähwerk 
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Etwa seit dieser Zeit musste die Schneeräumung mit dem UNIMOG beendet werden, da die Vorderachse des Fahrzeuges nicht 
mehr belastet werden kann. Der UNIMOG U 1400 (Zulassung vom 29.11.1995) wird daher nur mehr zur Splittstreuung 
eingesetzt. Auf der Ladefläche des UNIMOGS können etwa 2 m³ Splitt befördert werden. Dieser wird über eine Streuanlage 
auf die Straßen verteilt.  
Bei diesem Fahrzeug musste einiges im Finanzjahr 2010 alleine für Reparaturen aufgewendet werden. Die Begutachtung für 
das Pickerl bei der MERCEDES-Werkstatt lässt in Zukunft noch weitere kostenintensive Reparaturen erwarten. 

• UNIMOG: Überprüfung n. § 57 KFG 1967, Feder Hinterachse, Auspufftopf und Auspuffrohr, Bremsleitungen, 
Hauptbremszylinder, div. Luftleitungen, Wartung 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
Weiters steht der Gemeinde seit Dezember 1999 ein FENDT-Traktor XYLON zur Verfügung. Mit diesem und einem STEYR 
CVT 6195 wird die Räumung und das Fräsen der Straßen vorgenommen. Auch für den FENDT-Traktor mussten im Jahr 2010 
erhebliche Kosten für Reparaturen und Alterserscheinungen aufgewendet werden. 
Hätten wir diese Reparaturen nicht zum Großteil durch Eigenleistungen unseres Bauhofleiters Wolfgang Eibl erledigen könne, 
wären diese Summen noch höher ausgefallen. 

• FENDT-Traktor: Kegelrollenlager, Reifenerneuerung, Turbokupplung, Vorderachse abdichten, Lenkung abdichten, 
Wartung Überprüfung n. § 57 KFG 1967, 

Für alle Bauhoffahrzeuge wurden alleine im Jahr 2010 bisher ca. 200 Std. je € 25,-- also € 5.000 aufgewendet! 
 
Noch dazu wurde dieser Traktor für uns unverständlich nur über ein Darlehen mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2013 finanziert. 
Die Restschuld für dieses Darlehen per 01.01.2011 beträgt € 26.526,82. 
Jährlich belasten Zinsen und Tilgungsraten für dieses Darlehen € 10.402,60 das Budget. 
Hauptfahrer auf dem FENDT-Traktor ist Gemeindebauhofmitarbeiter Stefan Reiter. 
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Das neueste Fahrzeug, das die Gemeinde zur Räumung aber auch im Sommer für Arbeiten, wie den Hackguttransport für die 
Biomassenahwärmeversorgung, für Böschungsmäharbeiten entlang der Gemeindestraßen und zum Schneestangen setzen 
einsetzt, ist der  
STEYR CVT 6195. Auch auf diesem können Schneepflug und bei Notwendigkeit eine Schneefräse aufgebaut werden. Der 
STEYR CVT 6195 wurde im November 2006 zugelassen. Die Kosten für dieses Fahrzeug beschränken sich noch auf 
Verschleißanschaffungen und Beiträgen für Serviceleistungen je nach Fahrzeugstunden.  

• STEYR-Traktor: Service bei 2000 Std. 
 
Dieser Traktor konnte mit 3 Jahresraten an Bedarfszuweisungsmitteln finanziert werden. Der Fahrer für dieses Fahrzeug ist 
hauptsächlich Bauhofleiter Wolfgang Eibl.  

 
 
Selbstverständlich ersetzen sich alle 3 Gemeindebauhofmitarbeiter auf den Fahrzeugen. Warum in Rosenau/Hp. hauptsächlich 
Traktoren zur Schneeräumung eingesetzt werden, lässt sich leicht erklären. Die großen Schneemengen auf engen, kleinen 
Straßen erfordern genügend PS um auch mit kurzen Anlaufmöglichkeiten und oftmaligen Wenden den Schnee von den Straßen 
zu bringen.  
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Kontoauszug für Instandhaltungskosten der Gemeindefahrzeuge FJ 2010: 

 
Kontoauszug Treibstoffkosten Bauhofahrzeuge FJ 2010: 
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Vorschläge der Gemeindebauhofmitarbeiter, des Amtsleiters und des Bürgermeister: 
 
Um die Instandhaltungs- und Kreditkosten im Ordentlichen Haushalt für die Gemeindefahrzeuge zu senken, sollten die bereits 
reparaturanfälligen Fahrzeuge UNIMOG und FENDT-Traktor zu Zeiten, wo auch noch ein halbwegs guter Verkaufspreis 
erzielt werden kann, verkauft werden. Der FENDT-Traktor sollte dann mit einem ähnlich starken Traktor ersetzt werden. Damit 
bleibt die Räumung und das Fräsen in gewohnter Weise gesichert. Anstelle eines Fahrzeugersatzes für den UNIMOG U 1400 
schlagen wir vor, die beiden Traktoren mit aufzubauenden KASTENSTREUER auszustatten und den UNIMOG ebenfalls zu 
verkaufen. Damit könnte man auch den Bestand von 4 Fahrzeugen auf 3 im Gemeindebauhof abbauen und die 
Instandhaltungskosten, die den Ordentlichen Haushalt ebenfalls belasten, eventuell auch mindern.  
Auch die hohen Treibstoffkosten werden sich bei 3 statt 4 Fahrzeugen mindern und das Budget für den Gemeindebauhof 
verbessern. 
Da zur Zeit das Splittstreuen mit dem UNIMOG erst nach der Räumung durch die Traktoren durch eine nochmalige Ausfahrt 
vorgenommen werden kann, mit 2 Kastenstreuern direkt auf den Traktoren dies in Zukunft in einem Arbeitsgang erledigt 
werden könnte, würden an dieser Stelle täglich v.a. beim Winterdienst Arbeitsstunden der Bauhofmitarbeiter eingespart 
werden. 
Zur Verwirklichung unserer Absichten hätten wir bereits über die Fa. RUßNER, die STEYR-Traktoren in unserer Region 
vertritt, ein Angebot sowohl für den Ankauf eines neuen Traktors aber auch für den Verkauf des UNIMOGs mit 
Streuvorrichtung und des FENDT-Traktors aber auch von 2 Pflügen eingeholt.  
 
Eine notwendige Finanzierung für den Umstieg auf einen neuen Traktor + 1 Pflug  
+ 2 Kastenstreuer könnte daher folgendermaßen aussehen, die vorgesehenen Preise sind aus einem Erstangebot der Fa. 
RUßNER (STEYR) und sind reine Listenpreise, bei denen sicherlich noch Preisvorteile erzielt werden können: 
Einnahmen Betrag in € Ausgaben Betrag in € 
Verkauf FENDT-Traktor 
inkl. Frontlader, Schneepflug, 
Schneeketten 

 
 

38.000 

Ankauf Traktor  
 

175.000 
Verkauf UNIMOG 
inkl. Streugerät  

 
22.000 

Ankauf Pflug  
24.000 

  Ankauf 2 Streuautomaten 36.000 
    
Bedarfszuweisungsmittel 
(Finanzierung auf 3 Jahre wieder 
möglich) 

 
 

191.200 

Tilgung Darlehen FENDT-Traktor  
 

16.200 
    
    
GESAMT 251.200 GESAMT 251.200 
In der Finanzierungsdarstellung gehen wir davon aus, das Darlehen für den FENDT XYLON per 31.12.2011 zur Gänze zu 
tilgen. Die Zinsenvorteile mit ca. € 230,-- halten sich dabei in Grenzen. Die beiden Tilgungsraten im Jahr 2011 würden bei 
dieser Berechnung noch im Ordentlichen Haushalt bewältigt werden. 
 
Abschließend möchte ich nochmals die Vor- und Nachteile für den Ankauf eines neuen Traktors stichwortartig 
zusammenfassen: 
 

• künftige Großreparaturen bei UNIMOG und FENDT XYLON könnten erspart bleiben. 
• künftig nur mehr Treibstoffkosten für 3 Winterdienstfahrzeuge 
• Ersparnis bei den Arbeitsstunden v.a. beim Winterdienst durch gleichzeitiges Räumen und Splitten 
• Senkung der Folgekosten (Instandhaltung) für 3 Winterdienstfahrzeuge anstelle von 4 
• Einsparung von Zinsen bei sofortiger Tilgung des laufenden Kredites für FENDT XYLON 
• Wegfall der Belastung im Ordentlichen Haushalt an DARLEHENSKOSTEN für FENDT-XYLON 
• Jetzt noch bessere Verkaufspreiserzielung für UNIMOG, FENDT XYLON und Schneepflug als später 
• auf kleinen engen Straßen kann eine bessere Räumung mit Traktor garantiert werden 
• bei in Zukunft eventuell nicht vornehmenden Personalnachbesetzungen im Gemeindebauhof sind weniger 

Fahrzeuge vorgesehen 
• Einmalige Großinvestition von € 191.200 

 
Bgm. Peter Auerbach        AL Adolf Sölkner 
 
Bauhofleiter Wolfgang Eibl 
 
ANHANG: 

• ANGEBOT der Fa. Hans Rußner vom 5. November 2010 
• Prospekte Fa. STEYR, Fa. KAHLBACHER und Fa. GMEINER 
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Danach weist er nochmals auf die Einsparungsabsichten hin, da sowohl beim FENDT-Traktor als auch 
beim UNIMOG in den nächsten Jahren mit aufwendigen Reparaturen zu rechnen ist. Mittlerweile ist auch 
schon ein Angebot eines STEYR-Traktors, zweier Streuautomaten G und eines Gleitschar-Schneepfluges 
der Fa. Rußner im Gemeindeamt eingetroffen. Dabei handelt es sich um einen STEYR CV 6175 
Kommunal, der bei einer Besichtigung im STEYR-Werk in ST. Valentin als der für den 
Gemeindegebrauch am geeignetesten erscheint. Auch dieses Angebot liest der Bürgermeister im 
Gemeinderat vor: 
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Auch für eine Leasingfinanzierung, so wie es von LHStv. Ackerl vorgeschlagen wurde, liegt bereits ein 
Angebot der CNH Capital Bank vor: 
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Etwa € 131.000,-- sind bei einem Ankauf der Geräte zu investieren. Diese können zum Zeitpunkt 
unmöglich mit Bedarfszuweisungsmittel finanziert werden. Aus diesem Grund hat auch LHStv. Ackerl 
eine Leasingfinanzierung auf etwa 10 Jahre vorgeschlagen. Bezüglich der Finanzierung muss es natürlich 
noch Gespräche und Verhandlungen mit der Gemeindeabteilung geben. Heute beantragt Bgm. Auerbach 
die Grundsatzbeschlussfassung zum Ankauf eines Kommunaltraktors, eines Schneepfluges und zweier 
Streuautomaten, wie im Konzept dargestellt. Auch Bauhofleiter Wolfgang Eibl bestätigt die Angaben des 
Bürgermeisters. Einsparungen sind nur bei der Verhinderung der kommenden Großreparaturen und mit 
einem Fahrzeug wenige v.a. beim Winterdienst möglich. Auf Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig 
mittels Handzeichen der Grundsatzbeschluss zum Ankauf eines neuen Kommunaltraktors plus 
Schneepflug und zweier Streuautomaten beschlossen.  
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13. Besamungszuschuss – Wiedereinführung, Beratung und Beschlussfassung 
Bgm. Auerbach informiert, dass schon seit Mai vorigen Jahres ein Ansuchen der Ortsbauernschaft um 
Wiedereinführung des Besamungszuschusses vorliegt. Da Frau Vizebgm. DI Marietta Metzker im 
Ortsbauernausschuss dabei ist und auf dem Ansuchen ebenfalls unterschrieben hat, erklärt sie sich für 
diesen Tagesordnungspunkt befangen und verlässt den Sitzungssaal. Bgm. Auerbach liest zunächst das 
Ansuchen vor: 

 
Er fügt dem Ansuchen hinzu, dass die Förderung der Besamung durch die Gemeinden sehr unterschiedlich 
durchgeführt wird und daher auch nicht verglichen werden kann. Auch bei der Qualität und den Preisen 
für die Besamung gibt es enorm hohe Unterschiede (zwischen € 4,60 und bis zu € 20,--). Dann stellt er 
den Antrag zur Diskussion. Herr Ing. Humpl fügt hinzu, dass in vielen Gemeinden die künstliche 
Besamung je Besamung und bei der natürlichen Besamung die Kalbung gefördert wird. Bgm. Auerbach 
wäre grundsätzlich ohnehin für eine Förderung der Kalbung und nicht der Besamung. Damit würde man 
in vielen Fällen vielleicht auch eine Qualitätsverbesserung erreichen. Frau Sanglhuber erläutert, dass viele 
ein bis dreimal besamen müssen, bevor es überhaupt zu einer erfolgreichen Kalbung kommt. Je teurer und 
besser der Samen ist, den man ankauft umso besser wird auch die Kalbungsquote. Frau Maria Benedetter 
meint daher, dass anstelle eines Besamungszuschusses ein Kalbungszuschuss durch die Gemeinde bezahlt 
werden sollte. Frau Sanglhuber weist darauf hin, dass auch Totgeburten vorkommen und denselben 
Aufwand für die Besamung erfordern. Nach einer Diskussion schlägt Bgm. Auerbach vor, die 
Gemeindeförderung in Form eines Kalbungszuschusses in der Höhe von € 5,00 je Geburt einzuführen. Er 
beantragt daher die Beschlussfassung, in Zukunft anstelle des Besamungszuschusses einen 
Kalbungszuschuss in der Höhe von € 5,00 je Kalbung einzuführen. Diese Förderung soll ab dem 1. April 
2011 gelten. Seinem Antrag stimmen alle Gemeinderäte mit einem Zeichen der Hand zu. 
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14. Berichte der Ausschussobmänner/frauen 
Frau Vizebgm. DI Metzker fasst die Bauausschusssitzung vom 22. Februar 2011 zusammen. Dabei 
wurden die Punkte  

• Sanierungen im Bereich der Volksschule 
• Ausbau der Biomassenahwärmeversorgungsanlage, Verlängerung des Leitungsnetzes zu den 

Gebäuden Rosenau 120 und 121 
• Garagengebäude Nr. 123 
• Sanierung des Amtsgebäudes Rosenau Nr. 120 
• Bebauungspläne – Sinnhaftigkeit 
• Kettenpflicht auf Güterwegen 
• Wohnungsvergaben 

bereits diskutiert. Der Großteil der Tagesordnung war auch bei der heutigen Gemeinderatssitzung Thema. 
Zur Kettenpflicht auf Güterwegen wurde eine Anfrage an die Verkehrsabteilung der 
Bezirkshauptmannschaft Kirchdorf/Krems gerichtet, ab welchem Gewicht eine Kettenpflicht bei 
Schneefahrbahn auf Güterwegen sinnvoll erscheint.  
Wiederum wurde über den Abriss des Garagengebäudes und einen Ersatzbau diskutiert. Zum 
Tagesordnungspunkt „Bebauungspläne“ wird die Sinnhaftigkeit für jeden einzelnen Bebauungsplan 
zusammen mit Bausachverständigen, Ing. Huemer, beraten werden müssen. 
Unter dem Punkt Wohnungsvergaben wurde die Wohnung Nr. I/1/4 in Rosenau Nr. 128 an Herrn 
Dominik Schröcker und die Wohnung Nr. II/E/2 in Rosenau Nr. 129 an Herrn Julian Gössweiner durch 
den Wohnungsausschuss der Gemeinde zugewiesen. 
 
Die Kulturausschussobfrau und Arbeitskreisleiterin der Gesunden Gemeinde, Maria Benedetter, informiert 
über die Faschingsroas am Faschingssamstag (05.03.2011). Über 60 Personen, die sich maskierten, 
machten auch beim Hindernisparcour vor der Gemeinde mit. Sie will sich nochmals bei allen bedanken, 
die mitgemacht haben, auch in Rosenau/Hp. den Fasching zu feiern. Auch Bgm. Auerbach hat schon von 
der zahlreichen Teilnahme an der Faschingsroas gehört und bedankt sich bei Frau Benedetter für die 
Gestaltung der gelungenen Veranstaltung. 
 
15. Bericht des Bürgermeisters 
Der Bürgermeister informiert, dass am Faschingssamstag neben der Faschingsroas auch das Gespräch mit 
Karl Frais und den regionalen Bürgermeistern bezüglich der Schigebietsverbindung Hinterstoder – 
Wurzeralm stattgefunden hätte. Er konnte leider aus Krankheitsgründen auch diesem Gespräch nicht 
beiwohnen. Er ruft auch die Veranstaltung für Gemeinderäte dazu in der Sengschmiede Roßleithen vom 
15. Februar 2011 in Erinnerung. Am 23. März 2011 beginnt nun die Zukunftswerkstatt im Kulturzentrum 
Windischgarsten, wo weitere Ideen für die Tourismusentwicklung der Region Pyhrn-Priel gefunden 
werden sollen. Dem Nächtigungsrückgang muss mit Taten und Entscheidungen entgegen gewirkt werden. 
In der Zukunftswerkstatt, die von der Fa. Kohl & Partner geleitet wird, sind neben den Touristikern auch 
die Gemeindepolitiker eingeladen, mitzuwirken. Bgm. Auerbach legt aber auch Wert darauf, dass in dieser 
Angelegenheit nicht nur über die Schigebietsverbindung sondern auch über die vorhandene, regionale 
Infrastruktur, wie Hallenbad Spital am Pyhrn, Gleinkersee, Badeteich und Golfanlage Edlbach sowie das 
Biathlonzentrum Innerrosenau beraten werden soll. In weiterer Folge müssten ja auch ausreichend 
Hotelbetten, ein flächendeckendes gastronomisches Angebot und vieles mehr geschaffen werden. Seine 
Stellungnahme gegenüber den Gegnern der Schigebietsverbindung (Naturfreunde, Alpenverein und 
Umwelt- bzw. Naturschützer) wird er bei Gelegenheit nachholen.  
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16. Allfälliges 
Frau Sanglhuber klagt über die tiefen, künstlich präparierten Straßenübergänge für die Loipen in der 
Innerrosenau. Mittlerweile fahrt Ferdinand Pölzl so viel Schnee auf die Straße, dass man bei einer 
Überfahrt mit dem Auto sich schon Schäden an diesem zufügt. Touristen und Besucher bleiben schon oft 
in den Schneemengen stecken. Sie selbst musste mit dem Traktor schon einige Besucher herausziehen. 
Frau Sanglhuber fragt nach, wer dafür verantwortlich ist, bzw. wer für die Schäden an den Fahrzeugen 
haftbar ist. Auch Wolfgang Eibl, der  für die Gemeinde den GW Innerrosenau räumt, bestätigt, dass heuer 
extrem viel Schnee bei den Loipenübergängen auf die Straße geschoben wurde. Bgm. Auerbach erklärt, 
dass die Verantwortung beim Loipenbetreiber liegt. In diesem Fall ist dies der Verein Langlauf- und 
Biathlonzentrum Innerrosenau. Dieser muss bei Haftungsschäden, diese über seine 
Haftpflichtversicherung abwickeln. Bgm. Auerbach wird auch persönlich mit dem Obmann des Vereines, 
Ferdinand Pölzl über diese Problematik sprechen. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen bedankt sich der Bürgermeister bei den 
Gemeinderatsmitgliedern für die gefassten Beschlüsse, wünscht noch einen angenehmen Abend und 
beendet die Sitzung um 20.55 Uhr. 
 
Auerbach Peter 
Bürgermeister    ___________________________ 
 
Gösweiner Gottlieb 
Gemeinderatsmitglied  ___________________________ 
 
Ing. Harald Humpl 
Gemeinderatsmitglied  ___________________________ 
 
Sölkner Adolf 
Schriftführer    ___________________________ 
 
 
Einwendungen gemäß § 54 Abs. 5 der Oö. Gemeindeordnung 1990 wurden nicht eingebracht, daher wird 
diese Verhandlungsschrift für genehmigt erklärt. 

 
 
 

Rosenau, 27.04.2011    Der Vorsitzende: 
 


